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Abstract Der vorliegende Beitrag diskutiert, inwiefern die 
römisch-katholische Kirche auf Bundes- wie auf Bistumsebene auf 
die gesellschaftlich erwartete Beteiligung bzw. Partizipation eingeht. 
Basierend auf dem organisationalen Neo-Institutionalismus sowie 
diskurstheoretischen Arbeiten wird die katholische Kirche als Amts-
kirche verstanden, die selbst strategische Kommunikation betreibt. 
Die aus der Theorie hergeleiteten Erkenntnisse werden mittels eines 
Beteiligungsmodells auf den Gesprächsprozess übertragen. Es wird 
gezeigt, dass dem Einfluss der Laien durch rechtlich-hierarchische 
Rahmenbedingungen sowie durch tradierte Vorstellungen der kirchli-
chen Würdenträger und der Verwaltung davon, wie Entscheidungsfin-
dung in der katholischen Kirche abläuft, enge Grenzen gesetzt sind, 
die es bei der Kommunikation von Kirchen mit ihren Mitgliedern zu 
beachten und transparent zu machen gilt.
Im Sommer 2015 legte die Deutsche Bischofskonferenz (DBK) ihr jährliches Zahlenwerk zum „kirchlichen Leben in den Deutschen Bistümern“ vor. Darin enthalten ist ein neu-
er Höchstwert von Kirchenaustritten. 217  716 Menschen kehr-
ten der katholischen Kirche im vergangenen Jahr den Rücken 
(vgl. DBK 2015). Der Kirchenaustritt ist wohl der signifikantes-
te Indikator eines Akzeptanzdefizits der katholischen Kirche. 
Denn auch wenn in der Interpretation dieses Wertes für 2014 
immer wieder argumentativ das veränderte Einzugsverfahren 
der Kirchensteuer auf Kapitalerträge ins Feld geführt wird, 
zeigt er auch die bewusste Abwendung von der Kirche. Im Aus-
tritt kommt sicherlich teilweise eine „persönliche Ablehnung 
des Glaubens“ (Kopp 2015, S. 234) zum Ausdruck, ein Austritt 
kann jedoch auch als Absage an Haltungen und Handlungen der 
Kirche gedeutet werden, worauf auch Befragungen der Kirchen-
mitglieder hindeuten. Eine übergroße Mehrheit der Katholiken 
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bezeichnet sich als kritisch bis distanziert gegenüber der Kirche 
(vgl. MDG-Trendmonitor 2010, S. 121). Mitglieder, die schon ein-
mal an Austritt dachten, gaben in der gleichen Studie an, dass 
sie sich weder von kirchlichen und gottesdienstlichen Feiern 
angesprochen fühlen, noch in den von der Kirche vorgelebten 
Werten eine Orientierung finden (vgl. ebd., S. 134). Die heftigen 
gesellschaftspolitischen Debatten, angefangen vom Skandal 
um sexualisierte Gewalt bis hin zum Limburger Finanzskandal, 
durch die die katholische Kirche in ihren Grundfesten erschüt-
tert wurde, dürften nicht zu einer Verbesserung des Verhältnis-
ses zwischen Amtskirche und Kirchenvolk beigetragen haben. 
Ebertz (2014, S. 34) betont gar, dass die „Organisationsspitze 
den ‚Bodenkontakt‘ zu ihren Mitgliedern“ zu verlieren drohe. 
Als eine Gegenmaßnahme schlug 2010 der damalige Vorsitzen-
de der Bischofskonferenz Robert Zollitsch einen „Dialogpro-
zess“ mit den Mitgliedern vor, der 2011 als „Gesprächsprozess“ 
mit dem Papstbesuch als Auftakt begann und mit der Feier des 
50. Jubiläums des II. Vatikanischen Konzils 2015 endet.
Der vorliegende Beitrag nimmt den Gesprächsprozess 
der DBK zum Anlass und diskutiert, inwiefern die römisch-
katholische Kirche auf Bundes- wie auf Bistumsebene auf die 
gesellschaftliche Erwartung von Beteiligung bzw. Partizipa-
tion eingeht. Dabei wird zunächst ein organisationssoziolo-
gischer Zugang gewählt, um das theoretische Fundament zu 
legen. Anschließend rückt der Dialog als Diskurs ins Zentrum 
der Betrachtung, um die häufig normativ aufgeladenen Dia-
logtheorien von Dialogprozessen in Organisationen und ihre 
Begrenztheit durch verschiedene Variablen zu differenzieren 
und damit das gelegte Fundament zu verbreitern. Die aus der 
Theorie hergeleiteten Erkenntnisse werden auf den bereits an-
gedeuteten Gesprächsprozess mittels eines Beteiligungsmo-
dells übertragen. Dementsprechend stellt sich die Frage, welche 
Veränderungen innerhalb der Bistümer wirklich möglich wären 
und welche Restriktionen die Beteiligung der Laien und ihren 
Einfluss innerhalb der Bistümer einschränken. 
Akzeptanzdefizite der katholischen Kirche
Mit dem Aspekt der Mitgliedschaft, auf den die Austritte ver-
weisen, ist bereits ein wesentliches Kriterium von organisa-
tionen benannt, und als solche soll die katholische Kirche im 
Folgenden verstanden werden. Zwar betont Bischof Overbeck, 
Kirche sei „kein Verein und keine politische Organisation, son-
dern eine Glaubens- und Lebensgemeinschaft“ (Overbeck 2013, 
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Kirchen erfüllen zentrale Definitions-
merkmale von organisationen, wie die 
Kontrolle durch spezielle Machtzent-
ren oder ihre einrichtung auf Dauer.
S. 23), doch wer allein dieser Argumentation folgt, verkennt, 
dass es sich bei der katholischen Kirche durchaus um eine Or-
ganisation handelt – wenn auch um eine besondere (vgl. Gab-
riel 2015; Ebertz 2014). In ihrer transzendentalen Dimension 
unterscheiden sich Kirchen beispielsweise von Parteien oder 
Sportvereinen, doch erfüllen Kirchen zentrale Definitions-
merkmale von Organisationen, wie die Kontrolle durch speziel-
le Machtzentren, eine formale Struktur, ihr Wesen als Einrich-
tung auf Dauer, einen genau feststellbaren Mitgliederkreis und 
Verfahren für Aufnahme und Ausschluss 
sowie als bedeutsames Kriterium die Ori-
entierung auf bestimmte, wenn auch häufig 
sehr vage Organisationsziele (vgl. Endruweit 
2004, S. 19). Dabei betont Nassehi (2009, 
S.  209ff.) die steigende Diskrepanz zwischen 
dem ökonomischen Überleben der Organisation Kirche und de-
ren religiöser Deutungshoheit als Religionsgemeinschaft. Sein 
Fazit: Kirchen sollten das Organisierbare organisieren und das 
Nicht-Organisierbare nach seinen eigenen Regeln geschehen 
lassen (ebd., S. 216).
Grundlegendes Ziel einer jeden Organisation ist zunächst 
einmal der Selbsterhalt – unabhängig aus welcher Motivati-
on dieser sich speist. Somit sind Organisationen aller couleur 
gezwungen, sich immer wieder aufs Neue zu legitimieren, um 
ihre Akzeptanz zu befördern (vgl. Bentele et al. 2015). Die Ak-
zeptanzfrage erhält „unmittelbar praktische Relevanz und 
gesellschaftspolitische Brisanz […] in einer Gegenwartsgesell-
schaft, in der Prinzipien des informierten Infragestellens und 
kompetenten Dagegenseins nicht nur als Attitüde kultiviert 
und zur zeit(geist-)mäßigen Mentalität stilisiert sind, sondern 
tatsächlich praktiziert werden und sich auf dem Wege zum an-
erkannten Sozialisationsziel bzw. zur Bürgerpflicht befinden“ 
(Lucke 1995, S.  12). Akzeptanz als gesellschaftliche Akzeptanz 
entsteht, wenn Eigenschaften von Akteuren und ihr Handeln in 
Übereinstimmung mit gesellschaftlichen Normen und Werten 
stehen und durch die Zuschreibung von Legitimität als akzep-
tabel gelten (vgl. Krebber 2015, S. 16). Die römisch-katholische 
Kirche bezieht ihre Akzeptanz nicht nur aus ihrer religiösen 
Legitimation, sondern „hat sich zu einem immensen interorga-
nisationalen Verflechtungszusammenhang unterschiedlicher 
kirchlicher Organisationen und unterschiedlicher Sozial- und 
Rechtsformen entwickelt (Ebertz 2014, S. 34), der bedeutsame 
Leistungen für die Gesellschaft erbringt. Hier sei etwa an die 
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Arbeit der katholischen Sozial- oder Jugendverbände gedacht, 
die durch ihr karitatives und soziales Engagement zur gesell-
schaftlichen Akzeptanz der Kirche beitragen. Diese neigten je-
doch immer wieder dazu, sich zu verselbstständigen (vgl. ebd.), 
was eine zentrale Steuerung seitens der Amtskirche erschwert. 
Auf Grund dieser komplexen Konstellation wird daher im Fol-
genden, wenn von der katholischen Kirche die Rede ist, explizit 
die Amtskirche in den Fokus gestellt. 
Legitimation und Partizipation
Den Aspekt der Legitimation stellt die neo-institutionalistische 
Organisationstheorie in den Mittelpunkt und postuliert ihn als 
zentrales Kriterium der Existenzsicherung (vgl. Suchman 1995). 
Kerngedanke ist, dass sich Organisationen an Erwartungs-
strukturen der Gesellschaft anpassen, um sich zu legitimieren 
(vgl. DiMaggio/Powell 1983) bzw. dies vorgeben, indem sie eine 
ceremonial facade aus vermeintlichen Strukturen und schein-
barem Handeln errichten. Dieses Fassadenhandeln ist vom ei-
gentlichen Organisationshandeln abgekoppelt (vgl. Meyer/ 
Rowan 1977, S. 358f.). 
Eine zentrale gesellschaftliche Erwartungsstruktur ist in 
den westlichen Industrienationen beispielsweise die der De-
mokratie (vgl. Friedland/Alford 1991), die sich in Deutschland 
in einem gestärkten Partizipationsbedürfnis äußert. In Folge 
der „partizipativen Revolution“ der 1960er und 1970er Jahre in 
Deutschland gewannen informelle und situative Formen politi-
scher Beteiligung an Gewicht, was in der Verbreitung von Bür-
gerinitiativen und neuen dezentraleren und netzwerkförmigen 
Protestaktivitäten zum Ausdruck kam und bis heute kommt 
(Brand 2010, S. 142f.). Unter dem Begriff der „Subpolitik“ fasst 
Beck (1993, S. 157) die Tendenz zusammen, dass den politischen 
Eliten die Problemlösungskompetenz abgesprochen wird, sich 
das Politische verlagere und auf sämtliche gesellschaftlichen 
Bereiche ausweite, die in die „Stürme der politischen Ausein-
andersetzung“ hineingezogen werden. Die Ursachen hierfür 
werden in der individualisierten Kultur des Westens infolge der 
Modernisierungsprozesse mit der einhergehenden Bildungs- 
und Wohlstandszunahme, dem Wertewandel und den verän-
derten Lebensstilen gesehen (vgl. Beck 1993, S. 160; Kost 2013, 
S. 9). Direktdemokratische und deliberative Elemente gehören 
heute zu den von der Bürgerschaft erwarteten Formen politi-
scher Beteiligung, was sich in der hohen Zustimmung zeigt, die 
zugangsoffene Bürgerforen genießen. Mit einer Zustimmung 
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von 73 Prozent sind sie ähnlich anerkannt wie Wahlen (82 Pro-
zent) (Bertelsmann Stiftung 2014, S. 12).  
Für die katholische Kirche in Deutschland zeigt sich in 
dieser Entwicklung, dass sie sich als Organisation ebenfalls in 
einem gesellschaftspolitischen Umfeld bewegt, in dem Parti-
zipation erwartet wird. Knapp ein Drittel der Deutschen sind 
Mitglied der katholischen Kirche und mit diesen Personen dif-
fundieren die Werte, die gesellschaftlich anerkannt sind, auch 
in die Organisation Kirche hinein. Gleichzeitig wird damit ein 
Widerspruch offenkundig: Während in der deutschen Gesell-
schaft Partizipation eine anerkannte Erwartungshaltung ge-
genüber Verantwortungsträgern in sämtlichen Organisations-
typen ist – angefangen von Möglichkeiten der betrieblichen 
Mitbestimmung bis hin zur politischen Beteiligung in Volksab-
stimmungen –, stehen die Mitglieder der katholischen Kirche 
einer kirchlichen Entscheidungsstruktur gegenüber, die eher 
einen feudalistischen als demokratischen Eindruck macht. 
Einerseits werden Entscheidungen in der Organisation 
Kirche auf wenige Machtzentren, darunter zuvorderst Rom, 
konzentriert. Die Diözesanbischöfe sind Rom gegenüber re-
chenschaftspflichtig, die Pfarrer wiederum gegenüber ihren 
Diözesanbischöfen. Das Kirchenvolk spielt als legitimierende 
Instanz keine Rolle. Erst in Fällen, in denen ein massiver Akzep-
tanzverlust droht, greift Rom ein. Dies ge-
schieht jedoch selten. Andererseits gab es in 
der römisch-katholischen Kirche Fortschrit-
te vor dem Hintergrund innerkirchlicher 
Mitbestimmungsforderungen im Konflikt 
zwischen Bischöfen und Laienkatholizismus 
(vgl. Liedhegener 2013). Ebertz (2014) betont mit dem Urteil des 
Historikers Heinz Hürten, dass erst durch die innerkirchliche 
Öffnung die Laien ein stärkeres Interesse an der Mitgestaltung 
gewonnen hätten. Mit demokratie- und rechtsstaatsanalogen 
Verfahren reagierte die Amtskirche auf ein gesellschaftspoli-
tisches Klima, in dem „demokratische Mitbestimmung zum 
Anspruch und Selbstverständnis der Bürgerinnen und Bürger 
geworden war“ (ebd., S. 35). Doch sei dieser Zugewinn an Kon-
fliktfähigkeit heute verloren gegangen, weil der Konsens durch 
einflussreiche Bischöfe aufgekündigt worden sei, kritisiert Lied-
hegener (2013, S. 48). Dabei muss die Amtskirche die Balance 
zwischen der Anpassung an gesellschaftliche Erwartungen, den 
eigenen Prinzipien und den Erwartungen der Mitglieder finden 
(Pickel 2013, S. 88). 
Die katholische Kirche in Deutsch-
land bewegt sich in einem gesell-
schaftspolitischen Umfeld, 
in dem Partizipation erwartet wird.
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Es war zunächst Max Weber (1980) der auf die drei reinen 
Typen legitimer Herrschaft hinwies. Neben dem rationalen und 
traditionalen Herrschaftstyp verweist er auf die primäre Legi-
timitätsgeltung charismatischen Charakters. Dementsprechend 
wird „dem charismatisch qualifizierten Führer als solchem kraft 
persönlichen Vertrauens in Offenbarung, Heldentum oder Vor-
bildlichkeit im Umkreis der Geltung des Glaubens an dieses sein 
Charisma gehorcht“ (ebd., S. 124, Hervorhebung im Original). 
Auch Luhmann (1977, S. 290) betont insbesondere die Dogma-
tik, durch die sich Kirche „in ihrer Amtsstruktur und in ihrer 
Sukzessivität als Nachfolge Christi“ mit legitimiert. Jedoch 
wird immer deutlicher, dass in der Moderne und im Zuge der 
funktionalen Differenzierung primär traditionale und charis-
matische Legitimitätsgeltungsansprüche zurückgewiesen wer-
den (vgl. Pollack/Rosta 2015; Hinings/Ray-
nard 2014). Während demnach Legitimität 
für die Kirchen zunächst ein theologisches 
Konzept im Sinne des Glaubens ist, sind sie 
als Organisationen auf gesellschaftliche Le-
gitimation angewiesen (Hinings/Raynard 
2014, S. 169). Diese erhalten sie primär durch ihre Mitglieder 
(vgl. Oliveira/Wiesenberg 2015), aber auch durch andere Ty-
pen der Legitimation (vgl. Bitektine 2011). Hier muss jedoch 
zwischen Laienorganisationen in der Kirche und der Amtskir-
che differenziert werden. Während sich die Leitungen der Ju-
gend- und Sozialverbände „von unten“ seitens der Zustimmung 
der Mitglieder legitimieren, legitimieren sich Amtsträger in 
der kirchlichen Hierarchie durch den Ruf ihres Vorgesetzten 
„von oben“. Sie sind – auch im Vergleich zur evangelischen Kir-
che, in der Würdenträger durch die Mitglieder gewählt wer-
den – nicht unmittelbar auf die Zustimmung der Mitglieder 
angewiesen. 
Inwiefern gesellschaftliche Akzeptanzrisiken wahrgenom-
men werden und welche Antworten innerhalb der Organisation 
auf diese Akzeptanzfragen gefunden werden, hängt maßgeblich 
von den Wahrnehmungs- und Einstellungsmustern innerhalb 
der Organisation ab. Die neo-institutionalistische Organisati-
onstheorie beschreibt gemeinsame Wahrnehmungsmuster und 
prägt Grundannahmen innerhalb einer Organisation als taken-
for-granted skripts, in denen Sachverhalte als selbstverständlich 
gelten. Diese Wahrnehmungsmuster sind geprägt durch das or-
ganisationale Feld, also die Umwelt in der sich eine Organisation 
befindet und bewegt (vgl. Tolbert/Zucker 1996, S. 184).
Kirchen sind als  
organisationen auf  
gesellschaftliche  
Legitimation angewiesen. 
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Vor diesem theoretischen Hintergrund, der insbesondere auf 
den Grundannahmen des organisationalen Neo-Institutio-
nalismus fußt, soll im Folgenden der sogenannte „Gesprächs-
prozess“ der DBK betrachtet werden. Um neben dem organi-
sationssoziologischen Zugang das theoretische Fundament zu 
verbreitern, wird zunächst auf Dialog als Diskurs eingegangen, 
um daraufhin auf Dialogprozesse in Organisationen und ihre 
Begrenztheit durch verschiedene Variablen einzugehen.
Ist – auch im Zusammenhang kirchlicher Dialogprozes-
se – von Dialog die Rede, wird dieser häufig mit dem normativ 
noch stärker aufgeladenen Diskursbegriff gleichgesetzt (vgl. 
etwa Pottmeyer 2013, S. 134). So werden als Kriterien für Dia-
loge die Gleichberechtigung der Dialogpartner („Dialog auf Au-
genhöhe“), das Aufgeben festgefügter eigener Standpunkte und 
eine gemeinsame Wahrheitssuche genannt. Darin scheinen sehr 
deutlich die Habermas’schen Kriterien, die er für kommunikati-
ves Handeln formuliert (1997). Dieses kommunikative Handeln 
bezeichnet er als „Interaktion von mindestens zwei sprach- und 
handlungsfähigen Subjekten, die […] eine interpersonale Bezie-
hung eingehen. Die Aktoren suchen eine Verständigung über die 
Handlungssituation, um ihre Handlungspläne und damit ihre 
Handlungen einvernehmlich zu koordinieren“ (ebd., S.  128). Für 
kommunikatives Handeln werden die Geltungsansprüche von 
Wahrheit, Wahrhaftigkeit und normativer Richtigkeit als Grund-
lagen der Sprechakte formuliert (vgl. ebd., S. 411f.). 
Habermas grenzt kommunikatives Handeln von anderen 
Handlungstypen ab: teleologischem Handeln, das auf die Rea-
lisierung eines Zwecks ausgerichtet ist; strategischem Handeln, 
bei dem die Erwartungen von Entscheidungen mindestens ei-
nes weiteren zielgerichtet handelnden Aktors mit einbezogen 
werden; normenreguliertem Handeln, bei dem sich das Han-
deln an gemeinsamen Werten orientiert und dramaturgischem 
Handeln, bei dem die Interaktionsteilnehmer füreinander ein 
Publikum bilden, vor dessen Augen sie sich darstellen (vgl.  ebd., 
S. 127f.). Habermas (1984, S. 174) selbst verweist darauf, dass 
die geforderten Bedingungen kommunikativen Handelns nur 
in einer idealen Sprechsituation gegeben seien, die jedoch kon-
trafaktisch sei. Bis vielleicht auf Seminarsituationen an der 
Universität dürften die meisten Dialoge nicht zu Diskursen 
im Habermas’schen Sinne werden, weil Gesprächspartner zu-
meist mit eigenen Interessen argumentieren, teleologisch oder 
strategisch.
Die Grenzen der Beteiligung
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Hoffjann und Hachmeister (2013) haben empirisch gezeigt, 
wie sehr sich Unternehmen einem wirklichen Dialog häufig ver-
schließen bzw. wenn es einen „Dialog“ gibt, dann wird dieser 
mit einem bereits feststehenden Ausgang inszeniert: „Der als 
wichtig bewertete Austausch mit Bezugsgruppen scheint nur 
auf ein Überzeugen der Kritiker zugunsten des Unternehmens-
standpunktes ausgerichtet zu sein und […] [damit dient die] PR 
als Bollwerk des Unternehmens zum Schutz vor seiner Umwelt“ 
(ebd., S. 18).
Auch von Kirchenvertretern wird der Dialogbegriff gerne 
genutzt. Kardinal Lehmann überschrieb sein Eröffnungsreferat 
zur Herbstvollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz 
mit dem Titel „Vom Dialog als Form der Kommunikation und 
Wahrheitsfindung in der Kirche von heute“ (Lehmann 1994). 
Er grenzt Dialoge von Gesprächen ab, indem er das gemeinsame 
Anerkennen der Wahrheit und die Konsensfindung als zentra-
le Kriterien herausarbeitet und warnt davor, dass Macht- und 
Autoritätseinwirkung Dialoge „verzerren“ könnten und es an 
„Aufrichtigkeit“ der Dialogpartner mangele (vgl. ebd., S. 13ff.). 
Gleichzeitig nimmt er Bezug auf Papst Paul VI. der in seiner 
Enzyklika „Ecclesiam Suam“ auf Dialog 
eingeht. Auch Paul VI. sieht Wahrheit als 
zentrale Eigenschaft von Dialogen an (vgl. 
ES 81) und macht das Zuhören zur Prämis-
se von Dialogen: „Noch bevor man spricht, 
muss man auf die Stimme, ja sogar auf das 
Herz des Menschen hören; man muss ihn verstehen und, so-
weit möglich, achten und, wo es sich geziemt, ihm auch Recht 
geben“ (ES 87). Weiter fordert er in der Enzyklika einerseits 
den Dialog der Kirche mit der Welt: „Die Kirche muss zu ei-
nem Dialog mit der Welt kommen, in der sie nun einmal lebt. 
Die Kirche macht sich selbst zum Wort, zur Botschaft, zum 
Dialog“ (ES 65). Andererseits ist in Bezug auf den innerkirch-
lichen Dialog sein Dialogverständnis jedoch deutlich enger. 
Pottmeyer (2013, S. 135) fasst zusammen: „Die für den Dialog 
mit der Welt von heute empfohlene Hörbereitschaft, ja Wech-
selseitigkeit tritt auffallend zurück, wenn der Papst auf den 
innerkirchlichen Dialog zu sprechen kommt […]. Eingeschärft 
[wird] der gebotene Gehorsam gegenüber dem Hirten.“ Auch in 
den Konzilsdokumenten falle auf, „dass von einem Dialog auf 
Gegenseitigkeit immer nur im Blick auf den Dialog nach au-
ßen gesprochen wird, nicht im Blick auf den innerkirchlichen 
Dialog“ (ebd., S. 137). 
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als zentrale eigenschaft von Dialogen  
an und macht das Zuhören  
zur Prämisse von Dialogen.
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Kommunikation als strategische  
Kommunikation der (Erz-)Bistümer
Das normative Verständnis von Dialog fand entsprechend auch 
Anklang in der Public Relations-Wissenschaft. Dafür stehen 
exemplarisch normative Ansätze wie das Konzept der Verstän-
digungsorientierten Öffentlichkeitsarbeit von Burkart (2015) oder 
die excellence Theory von Grunig und Hunt (1984) (vgl. auch 
Sandhu 2012, S. 49ff.). Wenn jedoch im Folgenden Dialogpro-
zesse der Kirche betrachtet werden, werden diese als Kommu-
nikationshandlungen betrachtet, die eingebunden sind in den 
Gesamtzusammenhang strategischer Organisationskommu-
nikation. Denn auch Kirchen sind Organisationen, die strate-
gische Organisationskommunikation betreiben. Dialoge – in 
Form von Veranstaltungskommunikation oder mediatisiert 
über die sozialen Netzwerke (vgl. Wiesenberg/Zerfaß 2015) – 
werden in der Regel durch Kommunikationsabteilungen orga-
nisiert, sind also inhaltlich darauf angelegt, strategische Orga-
nisationsinteressen zu unterstützen und (mit) durchzusetzen 
(vgl. Holtzhausen/Zerfass 2015).
Was aber passiert, wenn das Organisationsinteresse unklar 
ist oder sich zum Teil widerspricht? So muss an dieser Stelle da-
rauf hingewiesen werden, dass es nicht einfach die katholische 
Kirche als eine Organisation gibt, sondern dass hinter „der Kir-
che“ unterhalb von Rom autarke Bistümer stehen, die jeweils eine 
eigene organisationale Einheit bilden und mit jeweils eigenen In-
teressen handeln – was unter anderem bei der Novellierung des 
kirchlichen Arbeitsrechtes vom 27. April 2015 deutlich wurde. 
Welche Interessen die (Erz-)Bistümer im Einzelnen verfolgen, 
hängt sehr stark von der geistlichen Autorität, dem (Erz-)Bi-
schof, ab. So bilden die (Erz-)Bistümer zusammen die Breite des 
katholischen Glaubens ab, der innerhalb des Interpretations-
rahmens des römisch-katholischen Glaubens divergiert. Wird 
im Folgenden nun von strategischer Kommunikation der Kir-
chen gesprochen, so ist damit die strategische Kommunikation 
der (Erz-)Bistümer und deren (Erz-)Bischöfe gemeint. Die DBK, 
die selber auch kommunikativ auftritt und den bundesweiten 
Gesprächsprozess organisiert, ist als ein Zusammenschluss der 
deutschen (Erz-)Bistümer zu verstehen, besitzt jedoch lediglich 
eingeschränkte Beschlusskraft.
Aufgrund der innerkirchlichen Divergenzen der Glaubens-
interpretation erscheint schon ein innerkirchlicher Dialog un-
ter den (Erz-)Bischöfen mit deren jeweils eigenen Interessen 
als große Herausforderung. Ein Dialogprozess zwischen der 
Die Grenzen der Beteiligung
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DBK und den Laien erscheint unter diesen Gegebenheiten noch 
schwieriger – es sei denn, alle (Erz-)Bischöfe stehen dahinter 
und der Prozess stellt damit ein gemeinsames Interesse dar.
Dialog und Akzeptanz
In der Beschränkung der innerkirchlichen Dialogfähigkeit liegt 
ein zentrales Problem. Evident wird es in Zahlen, nach denen 
sich 2009 mehr als zwei Drittel (69 Prozent) der Katholiken un-
zufrieden zeigten mit dem Umgang mit kircheninternen Kriti-
kern (MDG-Trendmonitor 2010, S. 65). Wenn aber heute die Ak-
zeptanz der Organisation abnimmt, ist sie gezwungen, stärker 
auf die Erwartungen ihrer Mitglieder wie des gesamten gesell-
schaftspolitischen Umfelds – zu dem die Mitglieder bei einer 
derart großen Organisation ebenso gehören – einzugehen. Sie 
ist angewiesen auf Mitglieder, die sich aktiv ehrenamtlich enga-
gieren und sie letztlich auch in der Glaubens-
weitergabe als einem ihrer zentralen Ziele 
unterstützen. Darüber hinaus tragen die 
Mitglieder als Kirchensteuerzahler wesent-
lich zum Erhalt der Organisation Kirche bei. 
Ein Entzug der gesellschaftlichen Legitima-
tion, also ein Akzeptanzverlust, könnte langfristig den Entzug 
von Privilegien im Steuer- oder Arbeitsrecht zur Folge haben, 
die ihr als Körperschaft des öffentlichen Rechts (vgl. Art. 140 
GG i.V.m. Art. 137 Abs. 5 WRV) eingeräumt werden (vgl. Hasse 
2009, S. 176). Erhebt die katholische Kirche den Anspruch, ge-
sellschaftspolitische Diskurse mitprägen zu wollen, muss sie 
sich zuerst die Frage der eigenen Akzeptanz stellen. Mit einer 
abnehmenden Zahl von Kirchenmitgliedern erodiert auch ihre 
Binnenlegitimation und damit ihre gesellschaftliche Legitimati-
on, einen gesamtgesellschaftlichen Gestaltungsanspruch erhe-
ben zu können. Daher muss der Blick bei der Frage nach Akzep-
tanz in besonderer Weise auf die Mitglieder gerichtet werden.
Hierzu ist eine analytische Trennung verschiedener Mit-
gliedertypen sinnvoll, denn die katholische Kirche hat trotz 
aller Austritte nach Angaben der Pfarreien und Bistümer noch 
immer fast 24 Millionen Mitglieder, was 29,5 Prozent der Ge-
samtbevölkerung ausmacht (DBK 2015, S. 42). Aus empirischer 
Sicht werden die Kirchenmitglieder am häufigsten nach ihrer 
Kirchenaustrittsbereitschaft (vgl. Ebertz 2012; Zulehner 2012), 
ihrem Engagement bzw. Aktivität innerhalb der Kirche (vgl. 
EKD, 2014) oder ihrer Milieuzugehörigkeit (vgl. Hempelmann 
2015; App/Broch/Messingschlager 2014; Calmbach/Flaig/Ei-
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lers 2013; Ebertz 2009) typisiert. Alle Studien und Typologien 
eint, dass sie sich besonders auf die Nähe oder Distanz der Mit-
glieder zur Kirche konzentrieren. Insbesondere Hempelmann 
(2015) und Hero (2010) machen jedoch deutlich, dass neben und 
zum Teil auch innerhalb der beiden deutschen Großkirchen 
neue Formen des religiösen Lebens sichtbar werden (vgl. auch 
Pollack/Rosta 2015). Dementsprechend beschreibt der Organi-
sationssoziologe Raimund Hasse (2009, S. 165f.) unter Bezug-
nahme auf Hirschman (1970) drei wesentliche Dimensionen der 
Unzufriedenheit, die generell bei Mitgliedern während Krisen 
innerhalb von Organisationen zu beobachten sind. Demnach 
wird Unzufriedenheit mit der Organisation zum Ausdruck ge-
bracht durch:
  „Exit“: Austritt und unter Umständen Wechsel zur „Kon-
kurrenz“; 
  „Voice“: lautstarken Protest;
  „Loyalty“: inneren Rückzug und innere Kündigung oder de-
monstrative Unterstützung.
Diese Reaktionsmuster dienen laut Hasse als wichtige Impuls-
geber für organisationale Kurskorrekturen, die nicht nur von 
den etablierten Kirchen wahrgenommen werden dürfen, son-
dern ganz konkrete Handlungen benötigen. Dass es infolge ei-
nes Austritts zu einem Übertritt zu einer anderen Religionsge-
meinschaft kommt, ist in Deutschland bisher nur marginal der 
Fall (vgl. Pollack/Rosta 2015) – eher kann mit Jörg Stolz (2013) 
von einer säkular-religiösen Konkurrenz gesprochen werden. 
Dabei besitzen die beiden Großkirchen den Vorteil der etablier-
ten Organisationen und dementsprechend einen Status-Vorteil 
(vgl.  Zerfass/Wiesenberg 2015). Hasse (2009, S. 170) betont je-
doch, dass die Anpassung an die Umweltbedingungen insbe-
sondere für so alte Organisationen wie die katholische Kirche 
nicht immer von Vorteil sei. Dabei kann die gesellschaftliche 
Akzeptanz auf Dauer für eine Institution wie die römisch-ka-
tholische Kirche eine größere Rolle spielen als ein kurzzeitiger 
Akzeptanzverlust. Diese muss dann jedoch durch einen Akzep-
tanzgewinn wieder hergestellt werden.
Die sozialwissenschaftliche Forschung zeigt, dass gesell-
schaftliche Akzeptanz von Organisationen bei Betroffenen und 
in einer breiteren Öffentlichkeit dann entsteht, wenn Vorschlä-
ge von Betroffenen und Bezugsgruppen in die Ausgestaltung 
von Organisationshandeln implementiert werden. Dies wurde 
zuletzt bei Infrastrukturprojekten offenkundig, bei denen zum 
einen die gesellschaftliche Erwartungshaltung nach Partizipa-
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tion artikuliert wurde und zum anderen Akzeptanz bei Betrof-
fenen durch die Implementation von Einwänden erreicht wur-
de (vgl. Zoellner et al. 2005; Knall 2006; Schnelle/Voigt 2012). 
Da die teils massiven öffentlichen Debatten um Infrastruk-
turprojekte – so sei an die Demonstrationen gegen „Stuttgart 
21“ oder die Stromtrassen erinnert – heute als Kristallisations-
punkte eines gesellschaftlichen Wandels angesehen werden 
können (vgl. Bentele et al. 2015), wird ein näherer Blick auf Be-
teiligung und Dialogformen bei Infrastrukturprojekten gewor-
fen, um später eine Übertragung auf kirchliche Dialogprozesse 
zu diskutieren. 
Hierzu wird zunächst das Beteiligungstypenmodell von 
Krebber (2015, vgl. Abb. 1) vorgestellt. Das Modell wurde basie-
rend auf der empirischen Analyse mehrerer Infrastrukturpro-
jekte entwickelt. Dabei wurde u.a. untersucht, inwiefern lokal 
Betroffene in Beteiligungsangebote einbezogen wurden und 
wie diese Angebote gestaltet waren. Das Modell differenziert in 
Anlehnung an Arbter (2012) verschiedene Stufen der möglichen 
Beteiligung, von Information, bei der keine Einflussnahme ein-
geräumt wurde, über Konsultation mit begrenzter Einflussnah-
me, bis hin zu Kooperation mit großem Einfluss der Betroffenen 
auf die Projektgestaltung. Es verdeutlicht, dass Organisationen 
– abhängig von strategischen Erwägungen – Einfluss auf die 
Projektgestaltung einräumen. Je größer die Abhängigkeit von 
Betroffenen, desto höher ist der Grad an Beteiligung. Im Um-
kehrschluss räumte ein Unternehmen lokal Betroffenen keinen 
Einfluss ein, wenn die Projektrealisierung durch ein lokales 
Akzeptanzdefizit nicht gefährdet war. Wie bereits im Verweis 
auf die theoretische Basis der neo-institutionalistischen Orga-
nisationstheorie beschrieben, legitimieren sich Organisationen 
nicht nur, indem sie Erwartungen nachkommen, sondern auch, 
indem sie nur vorgeben, dies zu tun. Dies zeigte sich auch in 
der Untersuchung im Beteiligungstyp der Information, bei dem 
scheinbar dem gesellschaftlichen Wunsch nach Beteiligung 
nachgekommen wurde, jedoch kein Einfluss auf die Projektge-
staltung eingeräumt wurde. Es handelte sich also um eine vom 
Einfluss auf die Projektgestaltung entkoppelte Form von Betei-
ligung. Sie zielt kommunikativ insbesondere auf diejenigen, die 
nicht unmittelbar an der Veranstaltung beteiligt waren. Ihnen 
gegenüber kann demonstriert werden, dass man beteiligt habe 
und damit der gesellschaftlichen Forderung nach Partizipati-
on nachgekommen sei, wodurch der „Partizipationsmythos“ 
(Krebber 2015, S. 258) aufrechterhalten wird. 
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Eingeschränkt wurde der Grad des zugestandenen Einflus-
ses jedoch nicht alleine durch die strategischen Interessen der 
Organisationen. Bei den untersuchten Infrastrukturprojekten 
kamen technische, projektablaufbedingte wie auch rechtli-
che und ökonomische Aspekte zum Tragen. Auch organisati-
onsinterne Restriktionen wurden herausgearbeitet, wonach 
es bedeutsam ist, inwiefern es dem Kommunikationsverant-
wortlichen gelingt, Dialogergebnisse in Organisationshandeln 
zu implementieren und damit auch Einfluss auf andere Abtei-
lungen auszuüben. Hier kommt es darauf an, wieviel Einfluss 
sich der Kommunikationsverantwortliche in der Organisation 
nimmt und wie viel ihm zugestanden wird. 
Die in der Studie dargestellten Beteiligungsformate unter-
scheiden sich hinsichtlich ihres Teilnehmerkreises und – wie be-
reits ausgeführt – hinsichtlich des Einflusses, den Gesprächser-
gebnisse entfalten. Das Spektrum reichte von Einzelgesprächen 
auf sogenannten „Infomärkten“ oder in „Bürgersprechstunden“ 
über zugangsoffene und öffentliche „Runde Tische“ bis hin zu 
Beiräten, in denen Vertreter der relevanten Bezugsgruppen 
vertreten waren. In einer Fallstudie wurden in einem mehrstu-
figen Konsultationsprozess Einwendungen von Bürgern aufge-
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nommen und in einem Gremium, bestehend aus den gewählten 
lokalpolitischen Vertretern, der Genehmigungsbehörde und 
Vertretern des Unternehmens, verhandelt. In diesem Gremium 
wurden Pläne und Umsetzungsvarianten unter Berücksichti-
gung der Einwände der Bürger erarbeitet. Insbesondere die auf 
Repräsentativität zielenden Formate machen die Bemühungen 
deutlich, für eine höhere Legitimation der Ergebnisse von Be-
teiligungsprozessen zu sorgen. Dies geschah entweder, indem 
durch die Einbeziehung gesellschaftlicher Gruppen eine Reprä-
sentativität zu erzielen versucht wurde oder, indem gewählte 
und damit legitimierte Vertreter in Planungsprozesse einge-
bunden wurden. Auch öffentliche und damit nicht zugangsbe-
schränkte Veranstaltungen gehörten zum Repertoire der ana-
lysierten Fallstudien. 
Als wesentliche Kriterien für die spätere Diskussion der 
kirchlichen Dialogangebote lassen sich der Teilnehmerkreis, 
die Möglichkeit, Einfluss zu nehmen und die Tragweite von Be-
schlüssen der Gremien und ihre Legitimation festhalten. Auf 
Basis des Beteiligungstypenmodells sollen nun die aktuellen 
Dialogprozesse diskutiert werden. Im Mittelpunkt der Betrach-
tung steht folgende Forschungsfrage: Welche Faktoren limitieren 
die kirchlichen Dialog- und Gesprächsprozesse in ihrem einfluss auf 
das organisationshandeln der römisch-katholischen Kirche?
Dialogprozesse in der katholischen Kirche
Zunächst kann festgehalten werden, dass die katholische Kir-
che mit Diözesansynoden bereits ein Beteiligungs- oder Dia-
loginstrument, das auch Laien einbeziehen kann, kennt. Das 
kanonische Recht (Can. 460) definiert sie als „eine Versamm-
lung von ausgewählten Priestern und anderen Gläubigen der 
Teilkirche, die zum Wohl der ganzen Diözesangemeinschaft 
dem Diözesanbischof […] hilfreiche Unterstützung gewähren“. 
In der Definition wird jedoch bereits die machtvolle und her-
ausgehobene Stellung des Bischofs deutlich. Allein er ist „Ge-
setzgeber in der Diözesansynode […] während die anderen Teil-
nehmer der Synode nur beratendes Stimmrecht haben; allein er 
selbst unterschreibt die Erklärungen und Dekrete der Synode, 
die nur kraft seiner Autorität veröffentlicht werden dürfen.“ 
(Can. 466). Die Einbeziehung von Laien geschieht ganz nach den 
Vorstellungen des Bischofs, der die „Art der Wahl und die An-
zahl der zu Wählenden“ selbst bestimmen kann (vgl. Can. 463). 
Haering (2008, S. 308) stellt dazu fest: „Die Diözesansynode ist 
also ganz auf den Bischof hingeordnet. Er allein unterzeichnet 
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die Erklärungen und Dekrete der Synode, die zwar als synodale 
Entscheidungen firmieren, aber letztlich in der alleinigen Ver-
antwortung des Bischofs ergehen. In gewisser Weise ist die Diö-
zesansynode ein Forum zur feierlichen Ausübung bischöflicher 
Autorität, freilich nach Beratung mit der Synode.“ Demgegen-
über stehen rechtlich – insbesondere in ihren Beschluss- und 
Einflussmöglichkeiten – nicht näher definierte Foren, die un-
ter anderem in letzter Zeit im Kontext des Gesprächsprozesses 
abgehalten wurden. Dadurch dass diese in keiner rechtlichen 
Form verankert sind, ist ihr Einflussgrad völlig abhängig vom 
Diözesanbischof.
Nun zum Gesprächsprozess der Deutschen Bischofskonfe-
renz (DBK). Im Jahr 2010 beschloss der Ständige Rat der DBK 
angesichts des 50-jährigen Jubiläums des Abschlusses des Zwei-
ten Vatikanums eine „Standortbestimmung vorzunehmen“.1 
Anfang 2010 wurde die katholische Kirche durch die Aufde-
ckung der Fälle sexualisierter Gewalt erschüttert. Auf der Voll-
versammlung der DBK in Fulda schlug der damalige Vorsitzende 
Robert Zollitsch eine „Dialoginitiative“ vor, mit dem Ziel, nach 
den Glaubwürdigkeitsverlusten infolge des 
Missbrauchsskandals, Vertrauen zurück zu 
gewinnen. Das Stimmungsbild der Bischöfe 
sei keineswegs geschlossen gewesen, viel-
mehr habe Skepsis bestanden, über welche 
Themen gesprochen werden solle und wer 
diese bestimme, welcher Zeitraum für einen solchen Prozess 
sinnvoll und welche Form für den Prozess zu wählen sei (vgl. 
Belok 2014, S. 2). Die DBK entschied sich für diözesane Veran-
staltungen wie auch überdiözesane Initiativen. Bei der Früh-
jahrsvollversammlung beschloss die DBK den Dialogprozess „Im 
Heute glauben“ bis zum Jahr 2015 dauern zu lassen. In einem 
Brief an die Gemeinden wurde dieser Prozess angekündigt und 
Konfliktthemen wie die „kirchliche Anerkennung von neuen 
Lebensformen“, eine „Ausweitung der Zugangswege zum pries-
terlichen Dienst“ oder stärkere Formen der Mitbestimmung be-
nannt (DBK 2011, S. 4). Die Bischofskonferenz bezeichnet den 
Prozess dabei als geistlichen Prozess und stellt vor allem theolo-
gische Fragen ins Zentrum der jährlich stattfindenden bundes-
weiten Zusammenkünfte. Die Jahresthemen orientieren sich an 
den Lebens- und Grundvollzügen der Kirche, Diakonia, Liturgia 
1  Vgl. zur Chronologie Belok (2014).
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und Martyria, und werden umrahmt von einer Einführungs- so-
wie einer Abschlussveranstaltung jeweils unter dem Motto „Im 
Heute glauben“. Koordiniert wird der Gesprächs prozess von ei-
ner Steuerungsgruppe, die aus drei Bischöfen besteht. Die jähr-
lichen bundesweiten Tagungen zwischen 2011 und 2015 dauern 
jeweils zwei Halbtage (vgl. Belok 2014, S. 7).
Neben dem zentralen bundesweiten Gesprächsprozess or-
ganisierten und organisieren mehrere Diözesen regionale Dia-
logprozesse. Diese vollziehen sich entweder als kirchenrechtlich 
nicht näher bestimmte Foren oder Dialogprozesse – zum Beispiel 
in den Bistümern Eichstätt, Hildesheim, Würzburg – sowie im 
Bistum Trier in Form einer Diözesansynode. Bei den verschie-
denen Initiativen um den Gesprächsprozess wird besonders der 
Begriff des Dialogs vermieden, obwohl der Vorsitzende der DBK, 
Kardinal Reinhard Marx, offiziell zum Ende des Gesprächspro-
zesses in Magdeburg 2014 wie folgt zitiert wird: „Wir bleiben 
verbunden und gemeinsam auf dem eingeschlagenen Weg. Der 
Gesprächsprozess ist die Suche nach einem 
neuen Miteinander und das Finden der The-
men, die in der Kirche offen und angstfrei 
angesprochen werden müssen. Am Ende des 
Prozesses im kommenden Jahr muss gut 
überlegt werden, was der Dialog gebracht hat. 
Wir werden uns damit in der Bischofskonferenz befassen“ (DBK 
2014). Belok (2014, S. 8) stellt dazu die entscheidende Frage: „Wa-
rum werden Menschen motiviert, sich zu beteiligen, wenn sie 
zwar mitreden, aber in den Dingen, die sie unmittelbar angehen 
– wie die Frage nach der Zukunft der Kirche – nicht mitentschei-
den dürfen?“ Immer wieder liegt die Betonung dabei auf dem Ge-
sprächsprozess als geistlicher Prozess und Dialog. Im Zentrum 
stehen die Fragen, „vor welchen Herausforderungen die Kirche 
in ihren wesentlichen Selbstvollzügen steht und welcher Bezug 
dabei zu den richtungsweisenden Aussagen des Zweiten Vatika-
nischen Konzils besteht“ (DBK 2011). Jedoch muss man fragen, 
welche Konsequenzen das Zweite Vatikanum in Bezug auf das 
Kirchenrecht wirklich hat (vgl. Belok 2014, S. 8). Hierauf haben 
die Laien schließlich wenig Einfluss, sondern allein die (Erz-)Bi-
schöfe. Dementsprechend ist dieser Gesprächsprozess zwischen 
den Vertretern der (Erz-)Bistümer, des Zentralkomitees der 
deutschen Katholiken, der deutschen Ordensobernkonferenz, 
der kirchlichen Bewegungen und geistlichen Gemeinschaften, 
des Deutschen Caritasverbandes sowie der katholisch-theo-
logischen Fakultäten in erster Linie ein Gesprächsprozess der 
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führenden Gremien der katholischen Kirche über die Köpfe der 
Laien hinweg. Deutlich mehr Mitgestaltungsräume gesteht das 
Bistum Essen in seinem Beteiligungsprozess zu. Auf Basis eines 
partizipativ entwickelten Leitbildes („Zukunftsbild“) wurden 
jüngst Projektideen entwickelt, in denen sich für die Laien vor 
Ort Gestaltungsspielräume bieten. Dort kann Organisations-
handeln mitgestaltet werden, was sich positiv auf die Akzeptanz 
der Kirche auswirken dürfte.
Gerade beim Dialogbegriff zeigt sich, dass die Wortver-
wendung im kirchlichen Bereich anders konnotiert ist als all-
gemeinsprachlich, was mit der bereits beschriebenen Legitima-
tionsstruktur zusammenhängt. Die Gefahr besteht darin, dass 
gerade hierdurch Erwartungen weitreichender Mitbestimmung 
geweckt werden. Wenn durch die DBK zuerst von einem Dialog- 
und später von einem Gesprächsprozess gesprochen und an-
schließend dieser auch auf den Weg gebracht wird, dann weckt 
das bei den Laien, und insbesondere bei den Mitgliedern, die 
oben mit den Dimensionen „loyalty“ und „voice“ differenziert 
wurden, Hoffnungen und zugleich Erwartungen an Beteiligung. 
Wenn diese Hoffnungen und Erwartungen enttäuscht werden, 
folgt damit eine logische Konsequenz, die oben mit der Dimen-
sion „exit“ beschrieben wurde.
Welche sind also nun die konkreten Grenzen der Beteili-
gung innerhalb der katholischen Kirche und wie wirkt sich das 
auf die Kommunikation aus? Dies soll im nächsten Abschnitt 
mit der Übertragung des Beteiligungsmodells auf die katholi-
sche Kirche genauer betrachtet werden. 
Grenzen der Beteiligung
Im Modell der Beteiligungstypen waren Faktoren beschrieben 
worden, die den zugestandenen Einfluss bei Beteiligungspro-
zessen einschränken. Einschränkende Faktoren finden sich 
entsprechend auch im Beteiligungsprozess in der römisch-ka-
tholischen Kirche. Diametral steht den Erwartungen des Kir-
chenvolks von mehr Beteiligung die hierarchische Struktur der 
römisch-katholischen Kirche entgegen. Entscheidungen gehen 
von Rom aus, der Diözesanbischof ist Rom gegenüber rechen-
schaftspflichtig, die Pfarrer sind es gegenüber dem Diözesanbi-
schof. In Deutschland ist also entscheidend, inwiefern der Diö-
zesanbischof bereit ist, Beteiligung zuzulassen. Hierbei gibt es 
bereits große formale Unterschiede. Während das Bistum Trier 
in Person des Bischofs Ackermann den Weg einer Synode mit 
kodifizierten Beteiligungsmöglichkeiten und Entscheidungs-
Die Grenzen der Beteiligung
306
prozessen gewählt hat, finden die meisten der diözesanen Be-
teiligungsprozesse kirchenrechtlich im „luftleeren Raum“ statt. 
Zwar liegt auch in einer Synode die letzte Entscheidungskom-
petenz beim Bischof, doch folgt der Prozess definierten und 
nachvollziehbaren Schritten. In einem nicht formal bestimm-
ten Prozess ist der Einfluss der Laien einzelfallabhängig auszu-
handeln und noch stärker vom Wohlwollen der Bistumsleitung 
abhängig. Problematisch für die Bischöfe ist, dass sie „zwischen 
den Stühlen“ sitzen, indem sie sich einerseits mit den Erwar-
tungen des Kirchenvolks konfrontiert sehen und andererseits 
in den weltkirchlichen Zusammenhang eingebunden sind. Von 
dort aus wird ihr Handlungsspielraum durch Regelungen und 
Gesetze eingeschränkt. Für die Beteiligung zeigen sich also ers-
tens rechtliche Grenzen. Wie beschrieben sieht das Kirchenrecht 
die große Machtfülle des Papstes und der Bischöfe vor. Wenn 
Beteiligung der Laien – wie im Falle der Synoden – überhaupt 
vorgesehen ist, sind ihr enge Grenzen gesetzt und die Entschei-
dungsgewalt bleibt bei den kirchlichen Autoritäten. 
Zweitens zeigen sich organisationale Grenzen in der kogniti-
ven Struktur der Kirche. Durch rechtliche Rahmenbedingungen 
und eingeschliffen Traditionen haben sich Handlungsweisen 
etabliert, die durch eine hierarchische und wenig partizipati-
onsorientierte Denkweise geprägt sind. So hält Lüdecke (2009, 
S. 70f.) fest: „Oft wird von innerkirchlichem Dialog, dialogischer 
Wahrheitsfindung oder dialogischer Kirche gesprochen. Das ist 
missverständlich und sollte vermieden werden, solange dabei 
nicht ein spezifisch kirchlich-communiales 
Dialogverständnis garantiert ist. Kirchli-
che Kommunikation muss der Eigenart der 
spezifisch römisch-katholischen Architek-
tur der communio hierarchica entsprechen. 
Sie ist unaufgebbar asymmetrische Kommu-
nikation, communicatio hierachica“ (Hervorhebung im Original). 
Folglich handelt es sich bei der Forderung der Zivilgesellschaft 
nach umfassender Beteiligung bei kirchlichen Entscheidungs-
prozessen letztlich um eine Forderung, die aufgrund kirchlicher 
Organisationsprinzipien nicht einzulösen ist. In den vorherr-
schenden taken-for-granted skripts in den Köpfen der Vertreter 
der Amtskirche ist Partizipation keine Handlungsweise, die 
verbreitet in Betracht gezogen oder gar als Handlungsmodus 
eingeübt wäre. Die Risiken der Delegitimation und des Akzep-
tanzverlustes müssten erst so stark sein und wahrgenommen 
werden, dass diese Vorstellungen aufgebrochen würden und 
Die Forderung nach umfassender Be- 
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sich eine andere Weltsicht verfestigen würde. Mit Blick auf den 
bundesweiten Gesprächsprozess der Bischofskonferenz muss 
aus organisationaler Perspektive überdies konstatiert werden, 
dass es sich bei einem Gesprächsprozess der DBK um keinen 
Prozess mit weitreichenden Entscheidungsbefugnissen han-
deln kann, weil Entscheidungen nur auf der Ebene der Bistümer 
getroffen und umgesetzt werden können. Es fehlt dem Prozess 
folglich zusätzlich an Verbindlichkeit, weil die Organisations-
struktur diese gar nicht zulässt.
Eine sehr spezifische organisationale Grenze in der katho-
lischen Kirche ist zudem die der theologischen Glaubensüberzeu-
gungen. Sie kommt in nicht verhandelbaren Dogmen zum Aus-
druck, die sich einer Einflussnahme durch Laien entziehen. 
Zusammenfassend kann also von rechtlichen, organisati-
onalen und theologischen Grenzen gesprochen werden, die den 
Einfluss der Beteiligungsmöglichkeiten in Dialog- oder Ge-
sprächsprozessen einschränken. In weiterer Forschung wäre 
es interessant, diese theoretisch ausgewiesenen Grenzen empi-
risch nachzuzeichnen und ggf. zu erweitern. Das gewählte Mo-
dell bietet hierfür eine Basis. 
Schlussfolgerungen
Betrachtet man die aktuellen Dialog- oder Gesprächsprozesse, 
zeigt sich, dass dem Einfluss der Laien durch tradierte Vorstel-
lungen seitens der kirchlichen Würdenträger und der Verwal-
tung darüber, wie Entscheidungsfindung in der katholischen 
Kirche abläuft, sowie durch rechtlich-hierarchische Rahmen-
bedingungen enge Grenzen gesetzt sind. Hierdurch können 
Beteiligungsprozesse kaum anders beschaffen sein wie im Be-
teiligungstyp der Information beschrieben. Eine Beteiligung in 
Form von Konsultation oder Kooperation über das Stadium der 
Information hinaus würde bedeuten, den Laien Gestaltungs- 
und Entscheidungsspielraum zu geben und hierdurch Macht 
abzutreten. Damit würde die einflussreiche Stellung der kirch-
lichen Autoritäten aufgeweicht, was ihrer selbstverständlichen 
Rolle zuwiderlaufen würde. Man begnügt sich daher mit einer 
Form der Beteiligung, die keinen konkreten Einfluss auf das 
Organisationshandeln zugesteht, was erleichtert wird, indem 
nicht über handfeste Strukturen, sondern über theologische 
Themen gesprochen wird, hinsichtlich derer die kirchlichen 
Autoritäten ohnehin durch ihre Vorbildung überlegen sind. Das 
Einräumen weitreichender Einflussmöglichkeiten wäre letzt-
lich gleichbedeutend mit einem Kontrollverlust. 
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Gegenüber der Öffentlichkeit bietet sich durch diese For-
mate die Möglichkeit, zu argumentieren, dass man dem Wunsch 
nach Beteiligung durch die Gesprächsveranstaltungen nachge-
kommen sei. Inwiefern Einfluss zugestanden wurde, wird dabei 
verdeckt und – da es sich um weniger verständliche Details han-
delt – im Zweifelsfall auch nicht durch eine breite Öffentlich-
keit nachgefragt oder thematisiert. Dies kann aus strategischer 
Sicht sinnvoll sein, wenn kein Einfluss zugestanden werden soll, 
birgt aber auch deutliche Gefahren – insbesondere mit Blick auf 
zwei der eingeführten Mitgliedergruppen. Werden Kirchenmit-
glieder in Beteiligungsprozessen nur scheinbar beteiligt und 
folgt aus den Unterredungen kein Einfluss auf das Organisa-
tionshandeln, droht eine Enttäuschung der Beteiligten, wenn 
ihnen vorher suggeriert wurde, dass Einflusspotenzial bestehe. 
Die „Voice“-Mitglieder können durch ihren lautstarken Protest 
öffentlichen Druck aufbauen, der die gesellschaftliche Akzep-
tanz der Organisation zu unterminieren droht. Die „Loyalen“ 
drohen in die innere Emigration abzugleiten und es besteht die 
Gefahr, dass sie sich nicht mehr in ihren Gemeinden engagieren 
wollen, was zu einem enormen Schaden für die Organisation 
führen kann. 
Diese beiden Beispiele zeigen, dass es nicht alleine um die 
öffentliche Stimmung in der Gesamtgesellschaft geht, wenn von 
Akzeptanz der katholischen Kirche die Rede ist, sondern dass 
besonders Kirchenmitglieder eine zentrale Größe für Beteili-
gungsprozesse in der Kirche sind, da sie bereits einen umfas-
senden Teil des gesellschaftspolitischen Umfelds ausmachen. 
Damit unterscheiden sich die Rahmenbedingungen im Falle 
der Kirche von Unternehmen bei Infrastrukturprojekten, weil 
letztere weniger für intraorganisationale Akzeptanz sorgen 
müssen. Ihre Mitarbeiter setzen die Projekte weisungsgemäß 
um. Kirchenmitglieder aber sind nicht wie Mitarbeiter wei-
sungsgebunden, wenn sie sich ehrenamtlich engagieren. Es 
kommt bei ihnen auf die Motivation an. Diese droht durch Ent-
täuschungen verloren zu gehen. Für Kirchenmitglieder insge-
samt gilt, dass der schlimmste Akzeptanzverlust sich im Aus-
tritt äußert, der letztlich die Organisation schwächt. 
Problematisch ist mit Blick auf die Akzeptanz seitens der 
Mitglieder gerade die scheinbare Beteiligung. Genau dieses 
„Fassadenhandeln“ ist jedoch in Organisationen heute zum 
Alltag geworden, was im Neo-Institutionalismus als „ceremo-
nial facade“, also einer inszenierten Fassade symbolischen 
Handelns, die vom eigentlichen organisationalen Handeln ab-
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gekoppelt ist, treffend beschrieben wird (vgl. Meyer/Rowan 
1977, S. 358f.). Diese Abkopplung dient insbesondere dem Schutz 
des Organisationskerns, der im Falle der katholischen Kirche 
deren sakramentale Struktur bzw. deren Dogmen sowie deren 
rechtliche Verfasstheit ausmacht, und in der modernen, aus-
differenzierten Gesellschaft immer mehr herausgefordert wird 
(vgl.  Pollack/Rosta 2015).
Für alle Organisationen wird dieses Fassadenhandeln ins-
besondere in der Kommunikation zu einem Balanceakt. Denn 
überall da, wo mittels symbolischer Kommunikation ein Fas-
sadenhandeln kommuniziert wird, besteht die Gefahr, dass 
dieses aufgedeckt und durch Legitimationsentzug, Akzeptanz- 
und Vertrauensverlust abgestraft wird. Dies verdeutlicht auch 
ein europäischer PR-Branchenvergleich, wonach das Thema 
Vertrauen zu erwerben und zu erhalten seit vielen Jahren als 
eines der wichtigsten Zukunftsthemen und damit Herausfor-
derungen der Branche beschrieben wird (Zerfass et al. 2015, 
S.  43). Vertrauens- und Akzeptanzverlust entsteht überall dort, 
wo Versprechungen und damit geschürte Er-
wartungen nicht eingehalten werden, was 
auch aus kommunikationsethischer Sicht 
fragwürdig erscheint. Für die Kirchen als 
Religionsgemeinschaften kommt hinzu, 
dass sie viel mehr als andere Organisationen 
von symbolischer Kommunikation per se abhängig sind (vgl. 
Krech 2012). Wenn der Gesprächsprozess als ein „geistlicher 
Prozess“ verstanden werden soll, dann ist das für eine gewisse 
Gruppe von Gläubigen nachvollziehbar und wird als religiöse 
Kommunikation auch verstanden (positive Loyalität), für eine 
andere, eher kirchenfernere Gruppe kann dies aber durchaus 
als „religiöser Anstrich“ einer Scheindebatte oder als eine Ein-
ladung zu einem Dialog verstanden werden. Die Konzentration 
auf einen geistlichen Prozess klammert zugleich Fragen aus, 
die die Strukturen der Kirche betreffen. Diese Fragen liegen 
der Lebenswirklichkeit der Gläubigen deutlich näher und sind 
einer Dialogveranstaltung zugänglicher als theologische Frage-
stellungen. In einem geistlichen Prozess, der die theologische 
Dimension betont, stehen die Laien den ausgebildeten Theolo-
gen gegenüber, was ein hohes Ungleichgewicht zwischen den 
Gesprächspartnern schafft. Ausgeklammert werden Fragen von 
Gemeindestrukturen, zu denen die Laien sowohl eine Meinung, 
also auch Gestaltungsvorschläge sowie lebensweltliche Erfah-
rungen und berufliche Fähigkeiten einbringen könnten. 
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Zusätzliche Komplexität entsteht dadurch, dass die Mit-
gliederschaft der Kirche in ihrer Zusammensetzung in Milieus 
stark ausdifferenziert ist. Man erlebt die Realität, dass es nicht 
mehr den einen Typus des katholischen Gläubigen gibt – glei-
ches gilt für die heterogenen kirchlichen Organisationen (vgl. 
Ebertz 2014). Dies hat insbesondere für die Binnen- aber auch 
für die öffentliche Kommunikation wesentliche Folgen, die bis-
her zu wenig reflektiert wurden. Die Säkularisierungsprozesse, 
die insbesondere in den neuen Bundesländern zum Teil zu ei-
nem verheerenden religiösen Abbruch geführt haben, erreichen 
zunehmend auch die alten Bundesländer. So wenig es die Kir-
chen in den neuen Bundesländern bisher geschafft haben, die 
Menschen auf der kommunikativen Ebene zu erreichen, werden 
sie es in den alten Bundesländern in Zukunft schaffen, wenn 
sie die Menschen nicht dort abholen, wo sie sind. Und so kann 
der Habermas’sche Gedanke der Übersetzung der religiösen Ar-
gumente in säkulare Argumente auch hier dienen, um wieder 
Brücken zu bauen – zunächst zu den eigenen Mitgliedern und 
darüber hinaus zu der Gesellschaft (Habermas 2009).
Wie aufgezeigt wurde, sind die Dialogverständnisse im 
kirchlichen und im allgemeinsprachlichen Bereich höchst dis-
krepant. Dies zunächst zu benennen, würde schon helfen, bei 
den Kirchenmitgliedern und in der Gesell-
schaft insgesamt keine Erwartungen zu 
wecken, die nicht einlösbar sind. Daher ist 
auch der Abschied vom Dialogbegriff im Ge-
sprächsprozess der DBK nur konsequent. Die 
Kirche sollte dabei deutlich machen, dass es 
– gerade im Hinblick auf Glaubensinhalte – Themen gibt, die aus 
ihrer Sicht nicht verhandelbar sind. Darum ist die Fokussierung 
des Gesprächsprozesses auf „geistliche Themen“ aber kontra-
produktiv, wenn man auf eine stärkere Akzeptanz seitens der 
Mitglieder abzielt. Organisationsstrukturen hingegen sind ver-
handelbar. Dies müsste die Amtskirche stärker zulassen und 
damit den Laien Einfluss zugestehen. Schlussendlich kann nur 
eine „Kommunikationswende“ (App/Broch/Messingschlager 
2014, S. 101) insbesondere zu den kirchenfernen Mitgliedern, 
die offen und lebensnah und nicht einseitig, belehrend und be-
vormundend ist, verlorengegangene Akzeptanz der Mitglieder 
wieder gewinnen. Dabei stellt sich jedoch die grundsätzliche 
Frage, welche Rolle die Mitglieder und die Gläubigen und damit 
die Laien in der katholischen Kirche spielen. Kommen die deut-
schen Bischöfe zu dem Schluss, dass sie auf das Kirchenvolk an-
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gewiesen sind und ein Akzeptanzverlust negative Konsequen-
zen hätte, kommen sie um das Einräumen stärkeren Einflusses 
und damit zumindest einer echten Konsultation, die mehr als 
ein Mitspracherecht zugesteht, nicht herum.
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